
LORNOY U. A.

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS
GIUSEPPE TESAURO
vom 25. Juni 1992 *

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

In den vorliegenden Verfahren wird einmal
mehr die Frage der Vereinbarkeit von natio­
nalen Regelungen über parafiskalische Abga­
ben mit dem Gemeinschaftsrecht aufgewor­
fen. Zusammengefaßt weist der Sachverhalt
folgende Merkmale auf:

— Es handelt sich um Abgaben, mit denen
sowohl inländische Erzeugnisse als auch
eingeführte Erzeugnisse belastet werden
und die — zumindest der Form nach —
keine diskriminierenden Züge tragen, da
sie nach dem gleichen Satz, der gleichen
Bemessungsgrundlage und den gleichen
Erhebungsmodalitäten erhoben werden;

— das Aufkommen aus diesen Abgaben ist
dazu bestimmt, (über eine dazu berufene
Stelle) Tätigkeiten zu finanzieren, die den
mit der Abgabe belasteten nationalen
Erzeugnissen zugute kommen.

Die rechtliche Regelung, die im Gemein­
schaftsrecht für parafiskalische Abgaben gilt,
die die gerade angegebenen Merkmale auf­
weisen, ist nach und nach durch die Verwal­
tungspraxis und die Rechtsprechung defi­
niert worden. In der Mehrzahl der vom

Gerichtshof geprüften Fälle ist die Rechtmä­
ßigkeit derartiger Abgaben im wesentlichen
anhand der abgabenrechtlichen Vorschriften
des Vertrages, d. h. der Artikel 9 und 12 zum
einen und des Artikels 95 zum anderen,
beurteilt worden.

Neben solchen Entscheidungen gibt es aber
andere, denen zu entnehmen ist, daß für die
streitigen parafiskalischen Abgaben —
gerade weil sie speziell dazu bestimmt sind,
Maßnahmen zugunsten bestimmter Unter­
nehmen zu finanzieren — auch die (materiel­
len und formellen) Vorschriften über staatli­
che Beihilfen gelten. Insbesondere ergibt sich
dann aus der Praxis der Kommission auf
dem Gebiet der Beihilfen, daß die Finanzie­
rung von Beihilfen durch parafiskalische
Abgaben bei Vorliegen bestimmter
Umstände als unvereinbar mit Artikel 92 des
Vertrages anzusehen ist.

Im Lichte des Vorstehenden werde ich in den
folgenden Ausführungen versuchen, näher
zu bestimmen, nach welchen Kriterien die
genannten Vorschriften des Vertrages auf die
parafiskalischen Abgaben anzuwenden sind,
um die es hier geht. Anschließend werde ich
einige Besonderheiten der Ausgangsverfah­
ren untersuchen, um die Fragen des vorle­
genden Gerichts so eingehend wie möglich
beantworten zu können.

a) Anwendung der Artikel 9 und 12 oder
aber des Artikels 95 auf die parafiskalischen
Abgaben

In diesem Zusammenhang ist zunächst dar­
auf hinzuweisen, daß die Vorschriften des* Originalsprache: Italienisch.
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Vertrages über Abgaben gleicher Wirkung
(Artikel 9 und 12) und die Vorschrift über
diskriminierende inländische Abgaben (Arti­
kel 95) nicht kumulativ anzuwenden sind
(vgl. zuletzt Urteil vom 9. Juni 1992 in den
verbundenen Rechtssachen C-228/90 bis
C-234/90, C-339/90 und C-353/90, Simba,
Sig. 1992, 1-3713). Was die parafiskalischen
Abgaben angeht, ist der Alternativcharakter
dieser beiden Gruppen von Regelungen vom
Gerichtshof klar und genau bestätigt worden
(siehe bereits Urteil vom 18. Juni 1975 in der
Rechtssache 94/74, IGAV, Sig. 1975, 699, und
zuletzt Urteile vom 11. März 1992 in den
verbundenen Rechtssachen C-78/90 bis
C-83/90, Compagnie Commerciale de
l'Ouest, Sig. 1992, 1-1847, und vom 11. Juni
1992 in den verbundenen Rechtssachen
C-149/91 und C-150/91, Sanders, Slg. 1992,
1-3899).

Der Gerichtshof hat außerdem festgestellt,
daß bei der rechtlichen Qualifizierung und
Beurteilung von parafiskalischen Abgaben,
die die oben angegebenen Merkmale aufwei­
sen, der Bestimmungszweck des Aufkom­
mens aus der Abgabe zu berücksichtigen ist.
Die Berücksichtigung dieses Gesichtspunkts
ist von wesentlicher Bedeutung, da sie es
erlaubt, über die rein formalen Gesichts­
punkte hinaus festzustellen, daß gewisse
Abgaben, die zwar unter den gleichen Vor­
aussetzungen sowohl inländische Erzeug­
nisse als auch eingeführte Erzeugnisse bela­
sten, sich dann gerade aufgrund ihres
Bestimmungszwecks auf die beiden Erzeug­
nisgruppen in der Weise materiell unter­
schiedlich auswirken können, daß sie je nach
den Umständen entweder Abgaben gleicher
Wirkung oder mit Artikel 95 unvereinbare
inländische Abgaben darstellen. Nach gefe­
stigter Rechtsprechung wirken sich nämlich
steuerliche Belastungen, die der Form nach
nicht diskriminierend sind, sofern sie dazu
bestimmt sind, Tätigkeiten zu finanzieren,
die den belasteten inländischen Erzeugnissen
speziell zugute kommen, für das inländische
Erzeugnis als eine Ausgabe aus, die im

wesentlichen durch die erhaltenen Vergünsti­
gungen ausgeglichen wird, während sie für
das eingeführte Erzeugnis eine Nettobela-
stuhg darstellen, die nicht durch die Gewäh­
rung anderer Vergünstigungen oder Beihilfen
ausgeglichen wird (vgl. neben den bereits
zitierten Urteilen IGAV und Compagnie
Commerciale de l'Ouest die Urteile vom 19.
Juni 1973 in der Rechtssache 77/72, Capo-
longo, Slg. 1973, 611; vom 22. März 1977 in
der Rechtssache 78/76, Steinike, Slg. 1977,
595; vom 25. Mai 1977 in der Rechtssache
77/76, Cucchi, Slg. 1977, 987; vom 25. Mai
1977 in der Rechtssache 105/76, Inter-
zuccheri, Slg. 1977, 1029; vom 21. Mai 1980
in der Rechtssache 73/79,
Kommission/Italien, Slg. 1980, 1533, und
vom 28. Januar 1981 in der Rechtssache
32/80, Kortmann, Slg. 1981, 251).

In solchen Fällen ist daher — wie in den
Urteilen Compagnie Commerciale de
l'Ouest und Sanders festgestellt — zu prüfen,
inwieweit die auf das inländische Erzeugnis
erhobene Abgabe durch die erhaltenen Ver­
günstigungen ausgeglichen wird. Ist der Aus­
gleich vollständig, so wird man annehmen
müssen, daß es sich um eine Belastung han­
delt, die in Wirklichkeit ausschließlich das
eingeführte Erzeugnis trifft, und damit um
eine Abgabe gleicher Wirkung; wird die
Belastung nur zum Teil ausgeglichen, so wird
man feststellen müssen, daß das inländische
Erzeugnis jedenfalls geringer belastet wird
als das eingeführte Erzeugnis und daß es sich
daher um eine diskriminierende Abgabe im
Sinne von Artikel 95 handelt.

In bezug auf diesen Grundsatz sind jedoch
drei Feststellungen zu treffen. Erstens setzt
die Anwendung der Artikel 9 und 12 oder
aber des Artikels 95 auf parafiskalische
Abgaben voraus — dies hat der Gerichtshof
in den Urteilen Cucchi und Interzuccheri
ausdrücklich anerkannt —, daß das mit der
Abgabe belastete Erzeugnis und das begün­
stigte inländische Erzeugnis identisch sind.
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Um feststellen zu können, ob ein Ausgleich
der Abgabenbelastung erfolgt ist, ist es näm­
lich offenkundig erforderlich, daß das Auf­
kommen aus der Abgabe — zumindest teil­
weise — dem belasteten inländischen
Erzeugnis und nicht ausschließlich anderen
Erzeugnissen als dem belasteten zugute
kommt. Es ist daher klar, daß die Frage eines
eventuellen Ausgleichs sich überhaupt nicht
stellt, wenn eine parafiskalische Abgabe, die
z. B. auf die Vermarktung von (inländischen
oder eingeführten) Schweinen erhoben wird,
anschließend für die Finanzierung von Ver­
günstigungen verwendet wird, die nur ande­
ren Sektoren, z. B. der Erzeugung von Rin­
dern oder Geflügel, zugute kommen.

Zweitens ist hervorzuheben, daß der
Gerichtshof niemals genau angegeben hat,
nach welchen Kriterien zu prüfen ist, ob und
inwieweit ein solcher Ausgleich stattgefun­
den hat. Da die ratio decidendi der zitierten
Urteile jedoch darin besteht, festzustellen, ob
für die inländischen Erzeugnisse Vergünsti­
gungen gewährt worden sind, die die
Abgabe, mit der sie belastet worden sind,
vollständig oder teilweise ausgleichen, würde
ich die Auffassung vertreten, wie ich es
bereits in der Rechtssache Compagnie Com­
merciale de l'Ouest getan habe, daß eine
Gesamtbewertung vorzunehmen ist, d. h.
daß für einen signifikanten Zeitraum der
Gesamtbetrag der Abgaben, den die betref­
fende inländische Erzeugung zu tragen hatte,
mit dem Gesamtbetrag der wirtschaftlichen
Vergünstigungen zu vergleichen ist, den diese
Erzeugung erhalten hat (Diese Daten müß­
ten normalerweise aus der Buchführung und
den Geschäftsstatistiken der Stellen zu ent­
nehmen sein, die das Aufkommen aus der
parafiskalischen Abgabe sammeln und die
der betreffenden inländischen Industrie Sub­
ventionen oder andere Vergünstigungen
gewähren.). Gleichen die Vergünstigungen
die Belastung der inländischen Erzeugung in
toto aus (oder übersteigen sie diese Belastung
sogar), so ist die auf das eingeführte Erzeug­

nis erhobene Abgabe — wie bereits ausge­
führt — in vollem Umfang als rechtswidrig
anzusehen und es kann, wenn sie bereits ein­
gezogen worden ist, ihre vollständige Erstat­
tung gefordert werden; gleichen die Vergün­
stigungen die Belastung der inländischen
Erzeugung dagegen nur pro parte aus, so ist
die auf das eingeführte Erzeugnis erhobene
Abgabe proportional zu verringern (und
gegebenenfalls zu erstatten).

Drittens bleibt noch festzulegen, wen die
Beweislast trifft. Meines Erachtens hat der
Abgabenpflichtige, der der Erhebung der
Abgabe entgegentritt, nur zu beweisen, daß
das Aufkommen aus der Abgabe dazu
bestimmt ist, Beihilfen für das mit der
Abgabe belastete inländische Erzeugnis zu
finanzieren: Dies bedeutet, daß für das inlän­
dische Erzeugnis materiell eine günstigere
Regelung gilt als für das eingeführte Erzeug­
nis (insoweit als dem erstgenannten ein Aus­
gleich zugute kommt, den das zweite nicht
erhält) und daß sich somit feststellen läßt,
daß die Abgabe diskriminierend und daher
unvereinbar mit Artikel 95 ist. Ist dies festge­
stellt, so ist es meines Erachtens dann Sache
des betroffenen Mitgliedstaats, darzutun, daß
die Diskriminierung, die sich aus den für das
der Abgabe unterliegende inländische
Erzeugnis gewährten Beihilfen ergibt, von
geringerem Ausmaß ist, indem er genau
nachweist, inwieweit diese Beihilfen die
Abgabenbelastung des inländischen Erzeug­
nisses ausgleichen.

Diese Lösung steht meiner Meinung nach im
Einklang mit den Grundsätzen, die der
Gerichtshof in seiner Rechtsprechung zur
Anwendung des Artikels 95 herausgearbeitet
hat, wonach es dann, wenn festgestellt ist,
daß eine Abgabe unter unterschiedlichen
Voraussetzungen auf das inländische Erzeug­
nis und auf das eingeführte Erzeugnis ange­
wendet wird, Sache des Mitgliedstaats ist,
darzutun, daß dieser Unterschied zwischen
den Regelungen in keinem Fall zu einer
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steuerlichen Diskriminierung führt (vgl.
Urteil vom 26. Juni 1991 in der Rechtssache
C-152/89, Kommission/Luxemburg, Slg.
1991, 1-3141). Wenn es nun aber bei einem
Unterschied zwischen den Regelungen Sache
des Staates ist, darzutun, daß es keine Diskri­
minierung gibt, ist es nur folgerichtig, wenn
man annimmt, daß in einem Fall wie dem
vorliegenden, in dem feststeht, daß der
Unterschied zwischen den Regelungen zu
einer steuerlichen Diskriminierung führt, der
Mitgliedstaat nachzuweisen hat, welchen
Umfang die eingetretene Diskriminierung
hat.

Nicht verschwiegen werden soll aber, daß
eine solche Feststellung im Rahmen eines
Gerichtsverfahrens sich nicht immer als ein­
fach erweisen kann, und es läßt sich sicher­
lich nicht ausschließen, daß dann, wenn
mehrere Richter über die gleiche Abgabe zu
entscheiden haben, die Stellungnahmen und
Bewertungen ganz unterschiedlich ausfallen
können.

b) Anwendung der Artikel 92 ff. auf parafis­
kalische Abgaben

Wie bereits ausgeführt, werden parafiskali­
schen Abgaben in der Rechtsprechung und
in der Praxis der Kommission nicht nur auf
der Grundlage der steuerlichen Vorschriften
des Vertrages, sondern auch auf der Grund­
lage der Vorschriften über staatliche Beihil­
fen beurteilt. Dies ist darauf zurückzuführen,
daß die Abgabe nichts anderes als ein
Bestandteil, eine Voraussetzung der Beihilfe,
nämlich gerade ihrer Finanzierungsmethode
darstellt. Als solche hat sie Einfluß auf die
Auswirkungen, die die Beihilfe auf den Wett­
bewerb und den Handel hat, und ist daher
zu untersuchen, um festzustellen, ob und
inwieweit sie als vereinbar mit dem Gemein­
samen Markt im Sinne von Artikel 92 anzu­
sehen ist.

Im Urteil vom 25. Juni 1970 in der Rechtssa­
che 47/69 (Frankreich/Kommission, Slg.
1970, 487) hat der Gerichtshof über eine

Klage entschieden, die sich gegen eine von
der Kommission aufgrund von Artikel 93
Absatz 2 des Vertrages erlassene Entschei­
dung richtete. In dieser Entscheidung, die
sich auf eine durch eine parafiskalische
Abgabe finanzierte Beihilfe bezog, wurde
alternativ die Aufhebung der betreffenden
Beihilfe oder aber ihre Genehmigung unter
der Voraussetzung angeordnet, daß einge­
führte Erzeugnisse nicht mehr mit der zur
Finanzierung der Beihilfe bestimmten
Abgabe belastet würden.

Der Gerichtshof hat die Klage abgewiesen
und festgestellt, daß Artikel 92 des Vertrages
„den Zusammenhang berücksichtigt, der
zwischen der von einem Mitgüedstaat
gewährten Beihilfe und ihrer Finanzierungs­
weise ... bestehen kann" und man deshalb
„die eigendiche Beihilfe nicht von ihrer
Finanzierungsweise trennen und diese nicht
außer Betracht lassen [darf], wenn ihre Ver­
bindung mit der eigentlichen Beihilfe zur
Unvereinbarkeit des Ganzen mit dem
Gemeinsamen Markt führt". Auf dieser
Grundlage bejaht der Gerichtshof anschei­
nend, daß die Vorschriften über Beihilfen
und die steuerlichen Vorschriften des Vertra­
ges, insbesondere Artikel 95, kumulativ auf
die zur Finanzierung einer staatlichen Bei­
hilfe bestimmte parafiskalische Abgabe ange­
wendet werden können. Im Urteil wird dazu
ausgeführt:

„Daß eine staatliche Maßnahme den Anfor­
derungen von Artikel 95 genügt, bedeutet
noch nicht, daß sie auch im Hinblick auf
andere Vorschriften, wie die der Artikel 92
und 93, rechtmäßig ist.

Wird eine Beihilfe durch eine von bestimm­
ten Unternehmen oder Produktionszweigen
zu tragende Abgabe finanziert, so hat die
Kommission nicht nur zu prüfen, ob ihre
Finanzierungsweise mit Artikel 95 des Ver­
trages vereinbar ist, sondern auch, ob diese
Finanzierungsweise in Verbindung mit der
aus der Abgabe gespeisten Beihilfe den
Anforderungen der Artikel 92 und 93
genügt." (Hervorhebung durch mich)
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In die gleiche Richtung gehen meines Erach-
tens — sei es auch in weniger ausdrücklicher
Formulierung — das bereits zitierte Urteil
vom 21. Mai 1980 (Kommission/Italien) und
— in neuerer Zeit — das Urteil Compagnie
Commerciale de l'Ouest, in dem der
Gerichtshof folgendes feststellt:

„Eine solche parafiskalische Abgabe kann je
nach der Verwendung ihres Aufkommens
eine mit dem Gemeinsamen Markt unverein­
bare staatliche Beihilfe darstellen, wenn die
Voraussetzungen für die Anwendung des
Artikels 92 EWG-Vertrag erfüllt sind, wobei
die Feststellung, daß diese Voraussetzungen
vorliegen, nach dem dafür in Artikel 93
EWG-Vertrag vorgesehenen Verfahren zu
treffen ist."

Die Möglichkeit, daß das nationale Gericht
bei Vorliegen der Voraussetzungen Artikel 93
Absatz 3 — bei dem es sich um eine Vor­
schrift mit unmittelbarer Wirkung handelt —
auf innerstaadiche Akte anwendet, durch die
zur Finanzierung von Beihilfen bestimmte
parafiskalische Abgaben durchgeführt wer­
den, wird nicht nur in der zitierten Passage
des Urteils Frankreich/Kommission grund­
sätzlich bejaht, sondern findet in dem neue­
ren und wohlbekannten Urteil vom 21.
November 1991 in der Rechtssache
C-354/90 (Fédération nationale du com­
merce extérieur, Sig. 1991, I-5505) eine
besonders signifikante Bestätigung. Gegen­
stand dieses Urteils ist nämlich ein Vorabent­
scheidungsersuchen des französischen Con­
seil d'Etat, das sich auf ein nationales Dekret
bezieht, durch das eine Regelung über zur
Finanzierung einer Beihilfe bestimmte para­
fiskalische Abgaben durchgeführt wurde. Da
das Dekret unter Verletzung der in Artikel
93 Absatz 3 niedergelegten Verpflichtungen
in Kraft getreten war, fragte das vorlegende
Gericht den Gerichtshof danach, welche Fol­
gen sich aus diesem Verstoß für die Gültig­
keit des Rechtsakts ergeben. In seinem Urteil
hat der Gerichtshof bekanntlich entschieden,
daß die Nichtbeachtung des Artikels 93

Absatz 3 auf innerstaatlicher Ebene zur
Ungültigkeit der Akte führt, durch die Bei­
hilfemaßnahmen durchgeführt werden, und
hat festgestellt, daß diese Ungültigkeit auch
dann nicht als geheilt angesehen werden
kann, wenn später eine Entscheidung der
Kommission ergeht, mit der betreffende
Maßnahmen für mit dem Gemeinsamen
Markt vereinbar erklärt werden. Daraus folgt
also, daß ein Dekret als unwirksam anzuse­
hen ist, durch das unter Verletzung der in
Artikel 93 Absatz 3 niedergelegten Ver­
pflichtungen eine Regelung über parafiskali­
sche Abgaben durchgeführt wird, die dazu
bestimmt sind, über einen entsprechenden
„Fonds" Maßnahmen zugunsten einer
bestimmten inländischen Industrie zu finan­
zieren; es ist Sache des nationalen Gerichts,
diese Rechtswidrigkeit festzustellen, die auch
dann nicht als geheilt angesehen werden
kann, wenn die Kommission später in einer
Entscheidung die Vereinbarkeit mit dem Ver­
trag feststellt. Diese Rechtswidrigkeit wird
meines Erachtens auch durch das bereits
zitierte Urteil Sanders bestätigt, in dem fest­
gestellt wird, daß Artikel 93 Absatz 3 im
Rahmen einer Klage auf Erstattung von ohne
Rechtsgrund gezahlten Abgaben anwendbar
ist, die ein einer parafiskalischen Abgabe
Unterworfener erhebt.

Nach dieser Feststellung ist auch noch dar­
auf hinzuweisen, daß die Praxis der Kom­
mission im Bereich der staatlichen Beihilfen
immer dahin ging, „es als unvereinbar mit
dem Gemeinsamen Markt anzusehen, daß
Mitgliedstaaten nationale Beihilfen aus dem
Aufkommen von parafiskalischen Abgaben
finanzieren, mit denen nicht nur inländische
Erzeugnisse, sondern auch aus anderen Mit­
gliedstaaten eingeführte Erzeugnisse belastet
werden" (bereits im Zweiten Wettbewerbs­
bericht, siehe Nr. 108). Wie sich aus den Ent­
scheidungen als solchen ergibt, die die Kom­
mission in bezug auf die Regelungen erlassen
hat, die Gegenstand der Ausgangsverfahren
sind, stützt sich diese Einstellung auf ver­
schiedene Überlegungen.
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Zum einen könnte durch eine Entscheidung
der Kommission gemäß Artikel 93 Absatz 2
nicht die Vereinbarkeit einer zur Finanzie­
rung einer Beihilfe bestimmten Abgabe mit
dem Gemeinsamen Markt festgestellt wer­
den, wenn diese Abgabe unter anderen
Gesichtspunkten gegen Vertragsvorschriften
mit unmittelbarer Wirkung verstößt, wie
z. B. die Artikel 9 und 12 und Artikel 95 (in
diesem Sinne siehe auch Urteil vom 21. Mai
1980, Kommission/Italien, a. a. O.).

Auch wenn die Voraussetzungen für die
Anwendung dieser Artikel des Vertrages
nicht vorliegen, schließt zum anderen nichts
aus, daß die zur Finanzierung einer Beihilfe
bestimmten parafiskalischen Abgaben den­
noch als unvereinbar mit dem Gemeinsamen
Markt angesehen werden, da sie den beson­
deren Erfordernissen der Regelung über
staatliche Beihilfen zuwiderlaufen, insbeson­
dere den grundlegenden Kriterien der com­
pensatory justification und der Transparenz
der Beihilfe.

Daher wird in den Entscheidungen der
Kommission gemäß Artikel 93 Absatz 2
regelmäßig festgestellt — im übrigen im Ein­
klang mit den Feststellungen des Gerichtsho­
fes im Urteil in der Rechtssache 47/69 —,
daß die Finanzierung der Beihilfe durch eine
parafiskalische Abgabe, mit der auch einge­
führte Erzeugnisse belastet werden, nicht
erforderlich ist, um die Ziele der Beihilfe im
eigentlichen Sinne zu erreichen, und in gänz­
lich ungerechtfertigter Weise die protektioni-
stischen Wirkungen verstärkt, die jeder staat­
lichen Unterstützungsmaßnahme für
inländische Unternehmen eigen sind.

Darüber hinaus kann sich die Finanzierung
der Beihilfe durch parafiskalische Abgaben
insoweit als ein wenig transparentes System
erweisen, als es dem Umfang der gewährten
Beihilfen nur vom Umfang des Aufkommens
aus der Abgabe abhängig macht, was die

Intensität der Beihilfen, die im konkreten
Fall gewährt werden, nur schwer vorausseh­
bar macht.

Unabhängig von dem Umstand, daß für eine
parafiskalische Abgabe die steuerlichen Vor­
schriften des Vertrages gelten, kann eine sol­
che Abgabe also anhand der Artikel 92 ff.
beurteilt werden, dies natürlich nur, wenn sie
die Finanzierungsmethode einer staatlichen
Beihilfe darstellt.

Schließlich ist zu unterstreichen, daß sich aus
der Rechtsprechung und vor allem aus der
Praxis der Kommission ergibt, daß die Arti­
kel 92 und 93 in diesen Fällen auf die
Abgabe angewendet werden, durch die die
Beihilfe finanziert wird, und nicht auf die
Beihilfe im eigentlichen Sinne (d. h. die
durch die Abgabe finanzierte Maßnahme).
Die Beihilfe wird also — als solche betrach­
tet — mit dem Gemeinsamen Markt verein­
bar sein können; dies hindert jedoch nicht
daran, daß die Kommission mit ihrer Ent­
scheidung feststellen kann, daß dieser spezi­
fische Bestandteil — oder diese spezifische
Voraussetzung — der Beihilfe, den ihre
Finanzierungsweise darstellt, mit Artikel 92
unvereinbar ist, und dem Staat aufgeben
kann, diese Finanzierungsweise (unabhängig
von der Beihilfe im eigentlichen Sinne) der­
gestalt zu ändern, daß sie in Einklang mit
den Erfordernissen der gemeinschafdichen
Wettbewerbsvorschriften gebracht wird
(die Entscheidungen über die Abgaben,
die Gegenstand der Ausgangsverfahren
sind, sowie die in der Rechtssache
Frankreich/Kommission angefochtene Ent­
scheidung stellen sehr klare Beispiele für
Fälle dar, in denen die Kommission die Ver­
einbarkeit der Beihilfe im eigendichen Sinne
mit dem Gemeinsamen Markt ausdrücklich
anerkannt und sich darauf beschränkt hat,
die zur Finanzierung der Beihilfe eingeführte
Regelung über parafiskalische Abgaben auf­
grund von Artikel 92 zu beanstanden).
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Aus diesen Prämissen lassen sich zwei Folge­
rungen herleiten. Erstens: Da Artikel 92
keine unmittelbare Wirkung besitzt, ist es
allein Sache der Kommission, im Rahmen
einer Entscheidung gemäß Artikel 93 Absatz
2 die Vereinbarkeit einer zur Finanzierung
einer staatlichen Beihilfe bestimmten parafis­
kalischen Abgabe mit dem Gemeinsamen
Markt zu überprüfen und festzustellen (vgl.
Urteil Compagnie Commerciale de l'Ouest).

Zweitens können die Abgabenpflichtigen vor
den nationalen Gerichten der Erhebung der
Abgabe entgegentreten oder aber ihre Erstat­
tung fordern und sich dabei entweder auf
eine Entscheidung der Kommission gemäß
Artikel 93 Absatz 2 stützen, durch die
Unvereinbarkeit der Abgabe mit dem
Gemeinsamen Markt festgestellt wird (derar­
tige Entscheidungen haben bekanntlich nach
dem zitierten Urteil Steinike unmittelbare
Wirkung), oder aber auf Artikel 93 Absatz 3,
wenn die zur Finanzierung der Beihilfe
bestimmte Abgabe von den nationalen Stel­
len angewendet worden ist, ohne die vorhe­
rige Genehmigung der Gemeinschaftsbehör­
den abzuwarten (vgl. Urteil Fédération
nationale du commerce extérieur; wie bereits
festgestellt, ist dieses Urteil insoweit beson­
ders aufschlußreich, als der Gerichtshof als
Antwort auf die vom französischen Conseil
d'Etat formulierte genaue Frage im Kern
anerkannt hat, daß ein Ministerialdekret,
durch das eine Regelung über zur Finanzie­
rung einer Beihilfe bestimmte Abgaben auf
innerstaadicher Ebene durchgeführt wurde,
gerade deshalb als rechtswidrig anzusehen
war, weil es unter Verstoß gegen Artikel 93
Absatz 3 in Kraft getreten war; vgl. außer­
dem das Urteil Sanders zur Klage eines einer
parafiskalischen Abgabe unterworfenen
Abgabenpflichtigen auf Erstattung der ohne
Rechtsgrund gezahlten Abgaben).

Dies vorausgeschickt, ist jedoch festzustel­
len, daß die Vorschriften des Vertrages über
Beihilfen auch anders ausgelegt werden kön­
nen, als es bis zu dieser Stelle geschehen ist:

Sie können nämlich enger ausgelegt werden,
wodurch der Schutz, den die einzelnen auf­
grund von Artikel 92 ff. des Vertrages genie­
ßen, wesentlich eingeschränkt wird.

Natürlich ist unstreitig, daß die Vorschriften
über Beihilfen die Prüfung gebieten, ob eine
Abgabe, durch die eine Beihilfe finanziert
wird, mit dem Gemeinsamen Markt im Sinne
der Artikel 92 ff. vereinbar ist. Wenn sich
aufgrund der Regelung über Beihilfen ergibt,
daß die Abgabe mit dem Gemeinsamen
Markt unvereinbar ist (oder aber regelwidrig
durchgeführt worden ist), so hätte diese
Unvereinbarkeit (oder Regelwidrigkeit) nach
dieser anderen Auslegung jedoch allein die
Folge, daß die durch die Abgabe finanzierte
Beihilfe nicht gewährt werden darf. Diese
Unvereinbarkeit (oder Regelwidrigkeit)
würde sich dagegen auf die Rechtmäßigkeit
der Abgabe als solcher nicht auswirken.

In der Praxis bedeutet dies, daß die Abga­
benpflichtigen, insbesondere die Importeure,
sich nicht auf die Vorschriften über Beihilfen
werden berufen können, um die Erhebung
der Abgabe zu verhindern; sie werden sich
darauf nur in einem späteren Stadium beru­
fen können, d. h. um zu verhindern, daß die
mit dem Aufkommen aus der Abgabe finan­
zierten Maßnahmen der öffentlichen Hand
durchgeführt werden. Dagegen wird man der
Erhebung der Abgabe nur entgegentreten
können, wenn und insoweit als die steuerli­
chen Vorschriften des Vertrages sich als
anwendbar erweisen.

Bei genauer Betrachtung — wobei es dabei
bleibt, daß immer zu bestimmen ist, ob die
Abgabe gegen die Vorschriften über Beihil­
fen verstößt — betrifft die Frage, die sich
stellt, daher die Ermittlung (des Inhalts) der
Rechte, die sich aus einem solchen Verstoß
ergeben können: Handelt es sich mit anderen
Worten nur um das Recht, der Gewährung
der Beihilfe entgegenzutreten, oder auch um
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das Recht, der Erhebung der Abgabe entge­
genzutreten?

Die enge Auslegung, die nur die erste Alter­
native zuläßt und für die ich mich selbst in
einer früheren Rechtssache ausgesprochen
habe (vgl. Schlußanträge in der Rechtssache
Compagnie Commerciale de l'Ouest), muß
meines Erachtens bei genauerer Betrachtung
überdacht werden. Vor allem steht sie meiner
Ansicht nach nicht im Einklang mit der
bereits zitierten Rechtsprechung; insbeson­
dere scheinen ihr die neueren Urteile Fédéra­
tion nationale du commerce extérieur und
Sanders zu widersprechen.

Darüber hinaus paßt sie nicht zu dem
Grundgedanken der Auffassung, die die
Kommission auf diesem Gebiet ständig ver­
treten hat und die im Urteil vom 25. Juni
1970, Frankreich/Kommission, bestätigt
wird. Im Lichte dieser Auffassung ist näm­
lich das, was wirklich als unvereinbar mit
dem Gemeinsamen Markt angesehen wird,
nicht die Beihilfe im eigendichen Sinne (die
sogar als dem Interesse der Gemeinschaft
entsprechend angesehen wird), sondern viel­
mehr die Art und Weise ihrer Finanzierung,
d. h. die parafiskalische Abgabe, (zumindest)
insoweit als durch diese auch das eingeführte
Erzeugnis belastet wird. Um es deutlich zu
sagen: Nicht die Beihilfe will man in solchen
Fällen verhindern, sondern nur daß die Bei­
hilfe in einer bestimmten Weise finanziert
wird. Unter diesem Gesichtspunkt erscheint
es mir daher ganz folgerichtig, anzunehmen,
daß die Artikel 92 ff. gerade herangezogen
werden können, um der Erhebung der
Abgabe (dem einzigen mit dem Gemeinsa­
men Markt unvereinbaren Vorgang) entge­
genzutreten und nicht um nur der Gewäh­
rung der Beihilfe entgegenzutreten, die durch
die Abgabe finanziert wird (Die Beihilfe als
solche ist nicht unvereinbar mit dem
Gemeinsamen Markt.). Dagegen führt die
eben dargelegte enge Auslegung, wie zu
sehen war, zum umgekehrten Ergebnis: Sie
erlaubt es dem Abgabenpflichtigen (und ins­
besondere dem Importeur), der Gewährung

der Beihilfe, nicht aber der Erhebung der
Abgabe entgegenzutreten.

Dem ist eine weitere Überlegung hinzuzufü­
gen. Meines Erachtens bieten die Vorschrif­
ten über Beihilfen in dem hier in Rede ste­
henden Fall den Abgabenpflichtigen einen
vollständigeren und einfacheren Schutz als
die steuerlichen Vorschriften des Vertrages.
Die Artikel 9 und 12 sowie Artikel 95 sind
nämlich nur unter der Voraussetzung
anwendbar, daß Identität zwischen dem mit
der Abgabe belasteten Erzeugnis und dem
durch die Beihilfe begünstigten Erzeugnis
besteht, und zwingen darüber hinaus dazu,
zu prüfen (was nicht immer leicht ist), inwie­
weit die für das inländische Erzeugnis
gewährte Beihilfe die Belastung dieses
Erzeugnisses durch die Erhebung der
Abgabe hat ausgleichen können.

Bei der Beurteilung der Abgabe als Methode
der Finanzierung einer Beihilfe werden diese
Gesichtspunkte dagegen außer acht gelassen.
Insbesondere ist die Abgabe, mit der das ein­
geführte Erzeugnis belastet wird, aufgrund
der Vorschriften über Beihilfen grundsätzlich
unvereinbar mit dem Gemeinsamen Markt,
und zwar unabhängig davon, ob das durch
die Beihilfe begünstigte inländische Erzeug­
nis mit dem eingeführten Erzeugnis identisch
ist, und unabhängig vom Umfang des durch
die Beihilfe bewirkten Ausgleichs.

Wenn dies aber die nach den Vorschriften
über Beihilfen auf jeden Fall gebotene Beur­
teilung ist, ist nicht einzusehen, warum man
nicht auch unmittelbar zu diesem Ergebnis
gelangen sollte, indem man nämlich den
Importeuren das Recht zuerkennt, sich auf
die gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften
über Beihilfen zu berufen, um (zur Finanzie­
rung von Beihilfen bestimmten) parafiskali­
schen Abgaben entgegenzutreten, deren
Unvereinbarkeit mit dem Gemeinsamen
Markt oder aber rechtswidrige Durchfüh­
rung festgestellt worden ist. Eine solche
Lösung hegt in einer Linie mit den Entschei­
dungen in Präzedenzfällen, entspricht der
Ratio legis der Beihilferegelung, bietet den
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Betroffenen einen weitergehenden und
unmittelbareren Schutz und ist im Verfahren
vor den nationalen Gerichten leichter anzu­
wenden.

Im Ergebnis gibt es meines Erachtens keinen
Grund dafür, anzunehmen, daß die Abga­
benpflichtigen sich gegenüber zur Finanzie­
rung von Beihilfen bestimmten parafiskali­
schen Abgaben nicht auf die (natürlich
unmittelbare Wirkung entfaltenden) Vor­
schriften über Beihilfen berufen können soll­
ten. Dies bedeutet folgendes:

— Nach der aufgrund von Artikel 93 Absatz
2 erlassenen Entscheidung der Kommis­
sion können die Abgabenpflichtigen vor
den nationalen Gerichten die Rechts­
widrigkeit der zur Finanzierung von Bei­
hilfen bestimmten parafiskalischen Abga­
ben insoweit geltend machen, als die
Kommission in ihrer Entscheidung deren
Unvereinbarkeit mit dem Gemeinsamen
Markt festgestellt hat;

— vor der aufgrund von Artikel 93 Absatz 2
erlassenen Entscheidung der Kommission
können die Abgabenpflichtigen vor den
nationalen Gerichten (wie es gerade in
den Rechtssachen Fédération nationale
du commerce extérieur und Sanders
geschehen ist) die Rechtswidrigkeit der
zur Finanzierung von Beihilfen bestimm­
ten parafiskalischen Abgaben insoweit
geltend machen, als sie unter Verletzung
der in Artikel 93 Absatz 3 niedergelegten
Verpflichtungen angewendet werden.

Wenn der letztgenannte Fall eintritt, sind die
Folgen für den gegen den Vertrag verstoßen­
den Staat natürlich besonders einschneidend:
Wegen Verstoßes gegen Artikel 93 Absatz 3
verlieren die zu früh erlassenen Durchfüh­
rungsakte ihre Gültigkeit. Es handelt sich
jedoch um ein Ergebnis, das unter den
Gesichtspunkten der juristischen Logik und
der Zweckmäßigkeit in vollem Umfang
gerechtfertigt ist. Zum einen ist es nämlich
nichts anderes als eine selbstverständliche
Folge der mehrfach vom Gerichtshof aner­

kannten unmittelbaren Wirkung des Artikels
93 Absatz 3; zum anderen steht es gänzlich
im Einklang mit der wesentlichen Bedeu­
tung, die die Beachtung dieser Vorschrift für
die Gewährleistung der Wirksamkeit der
Regelung über Beihilfen und für das Gleich­
gewicht auf dem Gemeinsamen Markt als
solches hat (in diesem Sinne siehe zuletzt
Urteil vom 21. März 1990 in der Rechtssache
C-142/87, Belgien/Kommission, Slg. 1990,
1-1005). Es ist daher in vollem Umfang
gerechtfertigt, daß der Staat, der seine Ver­
pflichtungen aus Artikel 93 Absatz 3 nicht
erfüllt hat, die Folgen dieser Pflichtverlet­
zung zu tragen hat: Er hat nämlich dadurch,
daß er durch parafiskalische Abgaben finan­
zierte Beihilfen einseitig durchgeführt hat,
ohne sie zuvor den Gemeinschaftsbehörden
zur Prüfung vorzulegen, die Kommission
daran gehindert, ihre eigene Beurteilung in
bezug auf zwei den Wettbewerb verzerrende
Gesichtspunkte vorzunehmen, die Beihilfe
als solche und die Art und Weise ihrer
Finanzierung.

c) Die Ausgangsverfahren

In den Rechtssachen C-17/91 sowie
C-144/91 und C-145/91 beziehen sich die
Fragen der vorlegenden Gerichte auf parafis­
kalische Abgaben (Pflichtbeiträge), die zur
Finanzierung der Tätigkeiten eines besonde­
ren durch das belgische Gesetz vom 24.
März 1987 geschaffenen Fonds (Fonds de la
santé et de la production des animaux) erho­
ben werden.

Diese parafiskalischen Abgaben werden
durch die Königliche Verordnung vom 11.
Dezember 1987 zur Durchführung des
genannten Gesetzes vom März 1987 geregelt.
Artikel 2 dieser Königlichen Verordnung
sieht einen Pflichtbeitrag in fester Höhe für
jedes geschlachtete Tier (Rind, Kalb,
Schwein) vor. Durch Artikel 3 wird ein
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Pflichtbeitrag in gleicher Höhe für ausge­
führte lebende Tiere eingeführt. Diese Bei­
träge werden gegebenenfalls bis zum Erzeu­
ger abgewälzt.

Der Fonds verwendet diese Beiträge zur
Finanzierung von Vergütungen, Subventio­
nen und sonstigen Leistungen zugunsten der
inländischen Tierhalter '.

Die vorlegenden Gerichte ersuchen den
Gerichtshof im Kern um eine Entscheidung
darüber, ob die Vorschriften des Vertrages
über staatliche Beihilfen, über Abgaben glei­
cher Wirkung und über diskriminierende
inländische Abgaben der Einführung der
oben beschriebenen parafiskalischen Abga­
ben entgegenstehen und für die einzelnen
Rechte begründen, die diese vor den nationa­
len Gerichten geltend machen können 2.

Die unmittelbare Wirkung der in Frage ste­
henden Vorschriften ist, wie bereits festge­
stellt, in der bereits zitierten Rechtsprechung
mehrfach bestätigt worden; ich verweise
daher auf diese Rechtsprechung.

Was die die Ausfuhr betreffenden Beiträge
angeht, ergibt sich aus der Rechtsprechung
des Gerichtshofes (vgl. Urteil vom 10. März
1981 in den verbundenen Rechtssachen
36/80 und 71/80, Irish Creamery Milk
Suppliers Association, Slg. 1981, 735), daß
derartige Abgaben nicht unter das Verbot

von Abgaben gleicher Wirkung fallen, wenn
sie der Höhe nach mit der Abgabe überein­
stimmen, mit der das gleiche Erzeugnis bela­
stet wird, wenn es für den Binnenmarkt
bestimmt ist. Nur wenn nachgewiesen ist,
daß die Anwendung einer inländischen
Abgabe den Verkauf ins Ausland stärker
belastet als den Verkauf im Inland, hat diese
Abgabe nämlich nach Ansicht des Gerichts­
hofes die gleiche Wirkung wie ein Ausfuhr­
zoll. Dies gilt dagegen bei einer Abgabe
nicht, die systematisch nach denselben Merk­
malen Tiere sowohl bei der Ausfuhr als auch
bei der Schlachtung erfaßt.

Die in Rede stehenden Ausfuhrabgaben fal­
len offensichdich auch nicht in den Anwen­
dungsbereich des Artikels 95, da dieser nur
steuerliche Diskriminierungen zu Lasten ein­
geführter Erzeugnisse verbietet. Darüber
hinaus ist festzustellen, daß die Kommission
in ihrer aufgrund von Artikel 93 Absatz 2
erlassenen Entscheidung in bezug auf die
durch die streitige Abgabenregelung finan­
zierte Beihilfe (Entscheidung vom 7. Mai
1991) diese Finanzierungsmethode der Bei­
hilfe nicht für unvereinbar mit dem Gemein­
samen Markt erklärt hat. Dies heilt allerdings
nicht die Rechtswidrigkeit dieser Methode
wegen Verstoßes gegen Artikel 93 Absatz 3
während des dieser Entscheidung vorausge­
henden Zeitraums.

Was schließlich die bei der Schlachtung von
Tieren aus inländischer Erzeugung oder von
eingeführten Tieren erhobenen parafiskali­
schen Abgaben angeht, so waren sie Gegen­
stand der genannten Entscheidung der Kom­
mission. In dieser Entscheidung wird im
wesentlichen folgendes festgestellt:

— Die durch derartige Abgaben finanzierten
Beihilfen sind unter Verstoß gegen Arti­
kel 93 Absatz 3 durchgeführt worden;

— die Beihilfen im eigentlichen Sinne, d. h.
die von dem betreffenden Fonds durch-

1 — Nach einer ministeriellen Verlautbarung .sollen die Beiträge
zur Finanzierung von Programmen zur Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit der belgischen Tierzucht dienen".

2 — Tatsächlich werden in der in den Rechtssachen C-144/91 und
C-145/91 Bestellten Frage nur die Artikel 92 und 95 des Ver­
trages ausdrücklich genannt. Es ist jedoch offenkundig, daß
die von dem Gericht vorgelegte Frage sich allgemein auf das
Problem der Gemeinschaftsrechtsmaßigkeit paranskalischer
Abgaben bezieht, die zur Finanzierung von staatlichen Bei­
hilfen bestimmt sind; die Frage betrifft daher nicht nur Arti­
kel 95, sondern auch die Regelungen über Abgaben gleicher
Wirkung in den Artikeln 9 und 12 des Vertrages.
Umgekehrt ist festzustellen, daß die in der Rechtssache
C-17/91 vorgelegte Frage sich auch auf Artikel 30 des Ver­
trages bezieht. Meines Erachtens braucht die Frage unter
diesem Gesichtspunkt jedoch nicht beantwortet zu werden,
da diese Vorschrift im Verhältnis zu Spezialvorschriften, wie
sie gerade die Artikel 9 und 12, Artikel 95 und Artikel 92 des
Vertrages darstellen, subsidiär ist; diese Subsidiarität ist
zuletzt im Urteil Compagnie Commerciale de l'Ouest bestä­
tigt worden.
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geführten Maßnahmen, kommen den
inländischen Erzeugern zugute;

— diese Beihilfen sind nach der Ausnahme­
regelung des Artikels 92 Absatz 3 Buch­
stabe c als mit dem Gemeinsamen Markt
vereinbar anzusehen;

— der Umstand, daß mit der zur Finanzie­
rung der Beihilfe bestimmten parafiskali­
schen Abgabe auch eingeführte Erzeug­
nisse belastet werden, erzeugt jedoch eine
protektionistische Wirkung, der über die
Beihilfe im eigentlichen Sinne hinausgeht.

Die Kommission kommt daher zu dem
Ergebnis, daß die Beihilfe insoweit als unver­
einbar mit dem Gemeinsamen Markt anzuse­
hen sei, als mit dem Pflichtbeitrag auf der
Stufe der Schlachtung auch aus anderen Mit­
gliedstaaten eingeführte Erzeugnisse belastet
würden, und gibt der Regierung, an die sich
die Entscheidung richtet, auf, ihr binnen
zwei Monaten mitzuteilen, welche Maßnah­
men sie ergriffen hat, um der Entscheidung
nachzukommen.

Daraus folgt also, daß die Erhebung der
streitigen parafiskalischen Abgaben in jedem
Fall als rechtswidrig anzusehen ist: vor der
Entscheidung wegen Verstoßes gegen Artikel
93 Absatz 3; nach der Entscheidung, weil sie
im Widerspruch zum Inhalt dieser Entschei­
dung steht.

Darüber hinaus sind die in Frage stehenden
parafiskalischen Abgaben, wie in der Ent­
scheidung selbst festgestellt, dazu bestimmt,
Beihilfen zu finanzieren, die zumindestens
zum Teil den mit der Abgabe belasteten
inländischen Erzeugnissen zugute kommen.
Insbesondere ist die Kommission im vorlie­
genden Fall der Auffassung, daß diese
Pflichtbeiträge gegen Artikel 95 verstießen.

Da die Abgaben unvereinbar mit den
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften über
Beihilfen sind, braucht meines Erachtens
nicht geprüft zu werden, ob und inwieweit
die steuerlichen Vorschriften des Vertrages
anwendbar sind. Auf jeden Fall habe ich

bereits angegeben, nach welchen Kriterien
diese Vorschriften anzuwenden sind.

In der Rechtssache C-114/91 geht es um eine
parafiskalische Abgabe, die aufgrund des bel­
gischen Gesetzes vom 11. April 1983 (durch
das das Gesetz vom 27. Dezember 1938
geändert wird) bei der Schlachtung von
Schweinen erhoben wird. Die Höhe diese
Abgabe ist in der Königlichen Verordnung
vom 23. April 1986 (durch die die Königliche
Verordnung vom 31. Januar 1985 geändert
wird) festgelegt. Die Abgabe ist für eine
Stelle (Office national des débouchés agrico­
les et horticoles) bestimmt, die Maßnahmen
zur Förderung des Absatzes von
Landwirtschafts-, Gartenbau- und Fischerei­
erzeugnissen durchführt.

Das vorlegende Gericht stellt eine Frage
nach der Vereinbarkeit dieser Abgabe mit
dem Gemeinschaftsrecht 3. In diesem Zusam­
menhang ist vor allem anzumerken, daß die
Kommission am 17. Mai 1989 eine auf Arti­
kel 93 Absatz 2 gestützte Entscheidung
erlassen hat, in der sie zwar verschiedene
Aspekte der durch die Königlichen Verord­
nungen vom 23. April 1986 und vom 31.
Januar 1985 eingeführten Abgabenregelung
beanstandet, aber keinerlei Einwände
gegenüber bei der Schlachtung von Schwei­
nen erhobene parafiskalische Abgabe erho­
ben hat, die Gegenstand der Ausgangsverfah­
ren ist. Dieser spezifische Aspekt der Beihilfe
ist somit als ein Bestandteil anzusehen, der
zulässig ist und für den daher die besondere
Regelung für bestebende Beihilfen gilt. Die­
ser Aspekt ist daher unter dem Gesichts­
punkt der Beihilferegelung solange nicht zu
beanstanden, solange die Kommission keine
abschließende Entscheidung erlassen hat,
inder sie die Unvereinbarkeit dieses Aspekts

3 — Nach ihrer Formulierung bezieht sich die Frage nur auf die
Artikel 9 und 12. Um dem Gericht eine sachdienliche Ant­
wort auf die dem Gerichtshof vorgelegte Frage an die Hand
zu geben und um offensichtliche Widersprüche zu vermei­
den, ist es erforderlich, auf die verschiedenen im Vorstehen­
den geprüften Vorschriften Bezug zu nehmen.
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mit dem Gemeinsamen Markt feststellt4;
eine solche Entscheidung hat bekanndich
keine Rückwirkung und kann daher in kei­
nem Fall die vor ihrem Erlaß erhobenen
Abgaben in Frage stellen.

Es besteht jedoch weiterhin die Möglichkeit,
diese Abgaben anhand der steuerlichen Vor­
schriften des Vertrages nach den Kriterien zu
prüfen, die im ersten Teil dieser Schlußan­
träge dargelegt worden sind.

Ergebnis

Rechtssachen C-17/91 sowie C-144/91 und C-145/91

1. Abgabenpflichtige, die zur Finanzierung von staatlichen Beihilfen bestimmten
parafiskalischen Abgaben unterliegen, können der Erhebung derartiger Abgaben
entgegentreten und gegebenenfalls ihre Erstattung fordern, wenn

— die Kommission im Rahmen einer aufgrund von Artikel 93 Absatz 2 des Vertra­
ges erlassenen Entscheidung die Unvereinbarkeit einer solchen Art der Finanzie­
rung einer staatlichen Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt festgestellt hat;

— die nationalen Stellen derartige Abgaben unter Verstoß gegen den Artikel 93
Absatz 3 des Vertrages niedergelegten Verpflichtungen zur Anmeldung und zur
Nichtdurchführung staatlicher Beihilfen angewendet haben.

2. Bei einer parafiskalischen Abgabe, die nach den gleichen Modalitäten inländische
und eingeführte Erzeugnisse erfaßt, hat das nationale Gericht bei der Beurteilung
der Vereinbarkeit dieser Abgabe mit den Vorschriften über Abgaben gleicher Wir­
kung oder diskriminierende inländische Abgaben den Bestimmungszweck des Auf­
kommens aus der Abgabe als solcher zu berücksichtigen. Ist dieses Aufkommen
dazu bestimmt, Tätigkeiten zu finanzieren, die spezifisch den mit der Abgabe bela­
steten inländischen Erzeugnissen in der Weise zugute kommen, daß sie die Bela­
stung dieser Erzeugnisse aufgrund der Erhebung der Abgabe vollständig ausglei­
chen, so ist die Abgabe als „Abgabe gleicher Wirkung wie ein Zoll" im Sinne der
Artikel 9 und 12 des Vertrages anzusehen. Ist das Aufkommen aus der Abgabe dazu
bestimmt, Tätigkeiten zu finanzieren, die spezifisch dem mit der Abgabe belasteten
inländischen Erzeugnis zugute kommen, die aber die Belastung der inländischen
Erzeugnisse aufgrund der Erhebung der Abgabe nur teilweise ausgleichen, so ist die

4 — In bezug auf die Abgabe, die Gegenstand des Ausgangsver­
fahrens ist, hat die Kommission ein Verfahren gemäß Artikel
93 Absatz 2 eröffnet (ABl. 1990, C 22, S. 4). Bis zum
Abschluß dieses Verfahrens können jedoch alle Aspekte der
Beihilfe, die als durch die zitierte Entscheidung vom 17. Mai
1989 — sei es auch nur stillschweigend — als genehmigt
anzusehen sind, ordnungsgemäß angewendet werden.
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Abgabe als diskriminierende inländische Abgabe im Sinne von Artikel 95 des Ver­
trages anzusehen. Die Artikel 9 und 12 und Artikel 95 begründen für die einzelnen
Rechte, die sie vor den nationalen Gerichten geltend machen können.

3. Für Pflichtbeiträge bei der Ausfuhr wie die Beiträge, die Gegenstand der Aus­
gangsverfahren sind, gilt das in den Artikeln 9 und 12 des Vertrages niedergelegte
Verbot von Abgaben gleicher Wirkung unter der Voraussetzung nicht, daß der
Betrag der Abgabe, mit der das zur Ausfuhr bestimmte Erzeugnis belastet wird, mit
dem Betrag der Abgabe übereinstimmt, mit der das für den Binnenmarkt bestimmte
Erzeugnis belastet wird.

Rechtssache C-114/91

1. Abgabenpflichtige, die zur Finanzierung von staatlichen Beihilfen bestimmten
parafiskalischen Abgaben unterliegen, können der Erhebung derartiger Abgaben
entgegentreten und gegebenenfalls ihre Erstattung fordern, wenn
— die Kommission im Rahmen einer aufgrund von Artikel 93 Absatz 2 des Vertra­

ges erlassenen Entscheidung die Unvereinbarkeit einer solchen Art der Finanzie­
rung einer staatlichen Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt festgestellt hat;

— die nationalen Stellen derartige Abgaben unter Verstoß gegen den Artikel 93
Absatz 3 des Vertrages niedergelegten Verpflichtungen zur Anmeldung und zur
Nichtdurchführung staatlicher Beihilfen angewendet haben.

2. Bei einer parafiskalischen Abgabe, die nach den gleichen Modalitäten inländische
und eingeführte Erzeugnisse erfaßt, hat das nationale Gericht bei der Beurteilung
der Vereinbarkeit dieser Abgabe mit den Vorschriften über Abgaben gleicher Wir­
kung oder diskriminierende inländische Abgaben den Bestimmungszweck des Auf­
kommens aus der Abgabe als solcher zu berücksichtigen. Ist dieses Aufkommen
dazu bestimmt, Tätigkeiten zu finanzieren, die spezifisch den mit der Abgabe bela­
steten inländischen Erzeugnissen in der Weise zugute kommen, daß sie die Bela­
stung dieser Erzeugnisse aufgrund der Erhebung der Abgabe vollständig ausglei­
chen, so ist die Abgabe als „Abgabe gleicher Wirkung wie ein Zoll" im Sinne der
Artikel 9 und 12 des Vertrages anzusehen. Ist das Aufkommen aus der Abgabe dazu
bestimmt, Tätigkeiten zu finanzieren, die spezifisch dem mit der Abgabe belasteten
inländischen Erzeugnis zugute kommen, die aber die Belastung der inländischen
Erzeugnisse aufgrund der Erhebung der Abgabe nur teilweise ausgleichen, so ist die
Abgabe als diskriminierende inländische Abgabe im Sinne von Artikel 95 des Ver­
trages anzusehen. Die Artikel 9 und 12 und Artikel 95 begründen für die einzelnen
Rechte, die sie vor den nationalen Gerichten geltend machen können.

3. Für Pflichtbeiträge bei der Ausfuhr wie die Beiträge, die Gegenstand der Aus­
gangsverfahren sind, gilt das in den Artikeln 9 und 12 des Vertrages niedergelegte
Verbot von Abgaben gleicher Wirkung unter der Voraussetzung nicht, daß der
Betrag der Abgabe, mit der das zur Ausfuhr bestimmte Erzeugnis belastet wird, mit
dem Betrag der Abgabe übereinstimmt, mit der das für den Binnenmarkt bestimmte
Erzeugnis belastet wird.

I - 6545


